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Postmortaler Datenschutz 
Die DSGVO schützt grundsätzlich (nur) lebende natürliche Personen. Das Recht zur 
Datenschutzbeschwerde nach Art 77 Abs. 1 DSGVO erlischt grundsätzlich mit dem 
Tod der betroffenen Person. Eine übergangsfähige Rechtsposition im Sinne von § 
1922 Abs. 1 BGB besteht nicht. Die Erben des Verstorbenen sind daher grundsätzlich 
nicht berechtigt, dessen Rechte nach Art. 77 Abs. 1 DSGVO wahrzunehmen. 
 
Geklagt hatte die Alleinerbin gegen die zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde. Sie 
hat sich im Rahmen einer Beschwerde an die Behörde gewandt und um Überprüfung 
eines Vorgangs gebeten. Die Datenschutzaufsichtsbehörde sah keinen Datenschutz-
verstoß und stellte das Verfahren ein. Die Erbin war damit nicht zufrieden und klagte.  
 
Der BGH hat die Klage abgewiesen. Die Klägerin war nicht berechtigt, für ihre verstor-
bene Ehefrau eine Datenschutzbeschwerde einzureichen und daraus Rechte geltend 
zu machen. 
 
Gemäß Art. 77 Abs. 1 DS-GVO hat jede betroffene Person das Recht auf Beschwerde 
bei einer Aufsichtsbehörde, wenn die betroffene Person der Ansicht ist, dass die Ver-
arbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen die DSGVO verstößt. 
Die Klägerin ist jedoch nicht die betroffene Person im Sinne von Art. 77 Abs. 1 DS-
GVO. Die Betroffenenstellung ist vom Inhalt der Daten abhängig. Sie verlangt eine 
Deckungsgleichheit der betroffenen mit der in den Daten beschriebenen Person.  
 
Sie hat das Recht auch nicht im Zuge der Gesamtrechtsnachfolge erhalten. Beim 
Recht zur Datenschutzbeschwerde nach Art. 77 Abs. 1 DSGVO handelt es sich nicht 
um eine übergangsfähige Rechtsposition. Denn das Schutzregime der Datenschutz-
Grundverordnung bezieht sich grundsätzlich („nur“) auf den Schutz lebender natürli-
cher Personen. Das als höchstpersönliches Recht ausgestaltete Beschwerderecht 
nach Art. 77 DS-GVO grundsätzlich mit dem Tode der betroffenen Person unter. 
 
OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 28. November 2025, 10 A 11059/23.OVG 
 
 

BSI-Handreichung: NIS-2-Geschäftsleitungsschulung 
Die NIS-2-Richtlinie bringt mehr Verantwortung für die Geschäftsleitung. Inbesondere 
besteht eine Schulungspflicht. Das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstech-
nik stellt eine Handreichung für die Empfehlung zur Schulungspflicht für Geschäftslei-
tungen zur Verfügung. 
 
Die Handreichung behandelt u.a. Folgende Fragen: Wer soll oder muss sich schulen 
lassen? 

• Wie oft sollen oder müssen die Schulungen durchgeführt werden? 
• Was können Formate für die Schulungen sein? 
• Wer sollte Schulungen durchführen? 
• Was sollten die Schulungsinhalte sein? 
• Wie fügt sich die Schulungspflicht in die übergreifenden Regulierungen des 

BSIG ein? 
 
Die Handreichung finden Sie hier. 
 
 

https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Regulierte-Wirtschaft/NIS-2-regulierte-Unternehmen/NIS-2-Infopakete/NIS-2-Geschaeftsleitungsschulung/NIS-2-Geschaeftsleitungsschulung_node.html
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Kameraeinsatz im Einzelhandel rechtssicher ermöglichen 
Der Einzelhandel leidet massiv unter Ladendiebstählen. Viele Betriebe würden gern 
mit modernen, ganzheitlichen Sicherheitskonzepten gegensteuern, doch gerade beim 
Einsatz von Kameras gibt es große rechtliche Unsicherheiten. Die IHK-Organisation 
mahnt praxistaugliche und bundesweit einheitliche Regelungen an. 
 
Allein im Jahr 2024 wurden bundesweit rund 405.000 Fälle polizeilich erfasst, von de-
nen der Großteil unaufgeklärt blieb. Hinzu kommt eine hohe Dunkelziffer, da viele 
Diebstähle gar nicht mehr angezeigt werden. Zu selten lohnt sich der Aufwand einer 
Anzeige, die häufig im Sande verläuft – insbesondere in Zeiten von Personalengpäs-
sen. Täter agieren hingegen zunehmend professionell und aggressiv. Das sorgt nicht 
nur für eine zusätzliche Belastung der Mitarbeitenden, sondern gefährdet vor allem 
ihre Sicherheit im Arbeitsalltag. Vor diesem Hintergrund gewinnt der Einsatz von Ka-
meras und digitalen Sicherheitssystemen an Bedeutung. 
 
Hohe Betroffenheit und fehlende Unterstützung 

Eine aktuelle, von der DIHK unterstützte Studie zum Thema zeigt, dass sich viele Un-
ternehmen bei der Bekämpfung von Ladendiebstahl weitgehend alleingelassen fühlen. 
Mehr als die Hälfte der Handelsbetriebe waren in den vergangenen zwölf Monaten von 
Diebstählen betroffen, vielfach mit unverändert hoher oder sogar steigender Frequenz. 
Ein wichtiges Problem dabei: Häufig werden Diebstähle erst zeitverzögert erkannt. So-
mit stehen rechtliche Vorgaben, wie etwa die in der Praxis übliche Speicherfrist von 48 
bis 72 Stunden für die Videoaufzeichnungen, einer wirksamen Aufklärung entgegen. 
Händler berichten zudem von einer unzureichenden Strafverfolgung und damit fehlen-
der Abschreckungswirkung. 
 
Kameras im Betriebsalltag nicht wegzudenken  

Für Unternehmen sind Kameras heute kein isoliertes Überwachungsinstrument, son-
dern Teil ganzheitlicher Sicherheitskonzepte. Sie dienen der Prävention, der Beweis-
sicherung und dem Schutz der Beschäftigten. Die Studie macht deutlich, dass der Ka-
meraeinsatz in der Praxis überwiegend anlassbezogen, transparent und in Kombina-
tion mit organisatorischen Maßnahmen erfolgt. KI-gestützte Analysen werden dabei 
vor allem als unterstützendes Instrument gesehen, um Risiken frühzeitig zu erkennen 
und Mitarbeitende zu entlasten. 
 
Datenschutzrechtliche Unsicherheit hemmt Investitionen 

Trotz des erkennbaren Nutzens stoßen Unternehmen beim Einsatz moderner Technik 
jedoch auf erhebliche rechtliche Unsicherheiten: Unterschiedliche Auslegungen der 
Datenschutzvorgaben durch die Bundesländer, kurze Speicherfristen und uneinheitli-
che Anforderungen der Aufsichtsbehörden führen zu Planungsrisiken. Die Studie zeigt, 
dass insbesondere Filialunternehmen und kleinere Betriebe Investitionen zurückstel-
len oder innovative Lösungen gar nicht erst ausprobieren, weil die rechtliche Bewer-
tung unklar ist. Damit bleibt vorhandenes Präventionspotenzial ungenutzt. 
 
Eigentumsschutz und Rechtssicherheit abwägen 

Aus Perspektive der Betriebe besteht ein sich verschärfender Zielkonflikt zwischen Ei-
gentumsschutz, Mitarbeitersicherheit und rechtlicher Planbarkeit. Die IHK-
Organisation sieht die Gefahr, dass gut gemeinte Datenschutzregelungen in der prak-
tischen Anwendung ihre Wirkung verfehlen und die Betriebe mit den Folgen von 

https://ibi.de/veroeffentlichungen/2026/kameraeinsatz-im-einzelhandel


4/6 

Kriminalität alleinlassen. Datenschutz bleibt ein hohes Gut, muss aber verhältnismäßig 
ausgestaltet sein und den realen Sicherheitslagen im Handel Rechnung tragen. 
 
Rechtlichen Rahmen anpassen 

Erforderlich sind deshalb klare, praxistaugliche und bundesweit einheitliche Regelun-
gen für den Kameraeinsatz im Einzelhandel. Dazu gehören realistische Speicherfris-
ten, rechtssichere Leitlinien für KI-gestützte Videoanalysen und eine harmonisierte 
Auslegung durch die Datenschutzaufsicht. Gleichzeitig braucht es eine konsequentere 
Strafverfolgung und eine bessere Unterstützung insbesondere kleiner und mittlerer 
Unternehmen. Ziel muss ein verlässlicher Rechtsrahmen sein, der Sicherheit ermög-
licht, Investitionen nicht behindert und Persönlichkeitsrechte wahrt. 
 
Quelle: DIHK, Dr. Ulrike Regele, Thema der Woche 
 
 

Sicherheitshinweis zu andauernden Phishing-Angriffen über Messenger-
Dienste wie Signal 
Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) hat bereits im Februar 2026 vor Phishing-
Angriffen über Messenger-Dienste wie Signal und WhatsApp gewarnt. Das BfV teilt 
mit, dass die Phishing-Angriffe weiter andauern. Nachrichtendienste aus den USA und 
den Niederlanden haben die Angriffskampagne bereits zu Russland zugeordnet. Es 
handelt sich um eine koordinierte, international geführte Angriffskampagne, die sich 
gezielt gegen hochrangige Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger aus 
Politik, Verwaltung und Militär sowie gegen Vertreterinnen und Vertreter aus Wirtschaft 
und Journalismus richtet.  
 
Im Mittelpunkt der Angriffe stehe derzeit der Messenger-Dienst „Signal“. Die Täter wür-
den sich dabei unter anderem als vermeintlicher „Signal Support“ oder „Signal Security 
ChatBot“ ausgeben oder nutzen manipulierte Einladungslinks und QR-Codes. Ziel sei 
es, durch „Social Engineering“ Zugriff auf Messenger-Konten zu erlangen, um unbe-
merkt Einzel- und Gruppenchats sowie Kontaktlisten auszulesen oder Konten vollstän-
dig zu übernehmen. Nach Bewertung von BfV und Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik (BSI) sind auch Unternehmen – insbesondere mit Bezug zur Ver-
teidigungs- und sicherheitsrelevanten Industrie – potenzielle Ziele der Angreifenden. 
Das BfV weist außerdem darauf hin, dass vergleichbare Vorgehensweisen aufgrund 
ähnlicher Funktionsprinzipien auch bei anderen Messenger-Diensten wie „Whatsapp“ 
denkbar sind.  
 
Das BfV weist darauf hin, dass erfolgreiche Angriffe häufig zunächst unbemerkt blie-
ben und daher erhebliche Risiken für die Vertraulichkeit von Kommunikation sowie für 
ganze Netzwerke nach sich ziehen können. Vor diesem Hintergrund werden Unter-
nehmen und Institutionen ausdrücklich dazu angehalten, ihre bestehenden Sicher-
heitsmaßnahmen zu überprüfen und Mitarbeitende für diese Angriffsmuster zu sensi-
bilisieren.  
 
Weitere Informationen finden Sie in der Handreichung des BfV, im Handlungsleitfaden 
des BSI sowie im gemeinsamen Sicherheitshinweis von BfV und BSI vom Februar 
2026. 
 
Quelle: PM des BfV vom 17. April 2026 
  

https://www.dihk.de/de/newsroom/kameraeinsatz-im-einzelhandel-rechtssicher-ermoeglichen-177828
https://www.verfassungsschutz.de/SharedDocs/publikationen/DE/praevention_wirtschafts-und_wissenschaftsschutz/2026-04-27-phishing-via-messenger-dienste.html
https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Unternehmen-und-Organisationen/Informationen-und-Empfehlungen/Empfehlungen-nach-Angriffszielen/Signal-Support/signal-support_node.html
https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Unternehmen-und-Organisationen/Informationen-und-Empfehlungen/Empfehlungen-nach-Angriffszielen/Signal-Support/signal-support_node.html
https://www.verfassungsschutz.de/SharedDocs/publikationen/DE/praevention_wirtschafts-und_wissenschaftsschutz/2026-02-06-gemeinsame-warnmitteilung-phishing.html
https://www.verfassungsschutz.de/SharedDocs/kurzmeldungen/DE/2026/2026-04-17-bsi-sicherheitshinweis-signal.html
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VERANSTALTUNGEN 
 
 
SAVE THE DATE: IT.CON 2026 
Dienstag, 29. September 2026, 8.30 Uhr - 17.00 Uhr, Saarlandhalle, Saarbrücken 
Die Fachmesse für IT und Cybersicherheit im Saarland geht in die nächste Runde. 
 
Mehr Informationen finden Sie hier. 
 
 
Inklusionsbeauftragter - Ein Versäumnis mit teuren Folgen. Eine Maßnahme mit 
maximaler Wirkung 
Mittwoch, 4. November 2026, 17.00 – 19.00 Uhr, IHK Saarland 
Schon ein einziger schwerbehinderter Mitarbeiter verpflichtet Sie zur Bestellung eines 
Inklusionsbeauftragten nach § 181 SGB IX. Was viele Arbeitgeber nicht wissen: Fehlt 
diese zentrale Funktion, öffnen Sie Tür und Tor für AGG-Klagen und riskieren zusätz-
lich eine Ordnungswidrigkeit zu begehen. 
 
Die gute Nachricht: Die Lösung ist einfach, klar und sofort umsetzbar. Mit der korrekten 
Bestellung eines Inklusionsbeauftragten schaffen Sie nicht nur Rechtssicherheit, son-
dern schließen eine der gefährlichsten Haftungslücken im Personalbereich – effektiv 
und nachhaltig. 
 
Unser Referent, Rechtsanwalt Eric Schulien, Fachanwalt für Arbeitsrecht, Eric 
Schulien GmbH Rechtsanwaltsgesellschaft, Saarbrücken, erklärt: 

• warum bereits kleinste Versäumnisse gravierende Folgen haben können 

• weshalb Gerichte genau hier besonders genau hinschauen 

• und vor allem: wie Sie mit einem einzigen Schritt Ihr Risiko drastisch redu-
zieren 

Machen Sie Ihr Unternehmen rechtssicher – mit einer Maßnahme, die den Unterschied 
macht. 
 
Anmeldungen bis zum 3. November 2026 per Mail an veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder hier.  
 
  

https://it-con-messe.de/
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Inklusionsbeauftragter__Ein_Vers%C3%A4umnis_mit_teuren_Folgen._Eine_Ma%C3%9Fnahme_mit_maximaler_Wirkung-15-19430.html
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